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Das Inkrafttreten des Freihandels-
abkommens zwischen der Domini-
kanischen Republik, Zentralamerika 
und den Vereinigten Staaten (DR-
CAFTA)1 am 1. Februar 2006 ist der 
vorläufige Schlusspunkt unter eine 
Vereinbarung, deren Entstehungs-
kontext wegweisend für die weite-
ren Beziehungen der Vereinigten 
Staaten zu ihren südlichen Nach-
barn sein könnte. Denn im Zuge der 
sowohl in den USA als auch in Zen-
tralamerika artikulierten Proteste 
gegen den Freihandelsvertrag ha-
ben neue, in dieser Form bisher 
nicht in Erscheinung getretene Ak-
teure die politische Arena betreten, 
denen auch in Zukunft bei der For-
mulierung von Politiken mehr Be-
deutung zukommen wird.  
Diese neuen Akteure gehen aus den 
in den USA lebenden lateinameri-
kanischen Einwanderermilieus her-
vor, die bereits seit vielen Jahren 
die zivilgesellschaftlichen Beziehun-
gen zwischen den Regionen nördlich 
und südlich des Rio Grande prägen. 
Der technologische Fortschritt in 
Kommunikation und Transport 
macht die Aufrechterhaltung sozia-
ler Netze über weite Entfernungen 
hinweg heute weniger kosteninten-
siv als noch vor ein paar Jahren. Die 
Entgrenzung von ehemals stabilen 
wirtschaftlichen, politischen und kul-
turellen Handlungszusammenhän-
gen wurde dadurch noch verstärkt 
                                                     
1  DR-CAFTA = U.S. - Dominican Re-
public – Central America Free Trade 
Agreement 
und hat die Beziehungen der USA 
zu Lateinamerika in den letzten Jah-
ren weiter transnationalisiert. Die 
klassische analytische Trennung 
von innen- und außenpolitischer 
Sphäre ist damit auch für diesen 
Fall immer weniger plausibel. 
Politisches Gewicht entfalten die 
nunmehr 41 Millionen hispanics 
nicht nur im Rahmen von US-Präsi-
dentschaftswahlen und dem Wer-
ben um das voto latino. Auch die 
Regierungen ihrer Herkunftsländer 
buhlen um deren sozioökonomi-
sches Potenzial. Aber eröffnen sich 
für die so umworbenen latinos da-
mit auch politische Einflussmöglich-
keiten? Transformieren sich latein-
amerikanische Migranten in den 
USA dadurch von einer social com-
munity zu einer political communi-
ty? Kann man bei den latinos mögli-
cherweise bereits von einem Akteur 
sprechen, der Implementationska-
pazitäten erkennen lässt, mit Hilfe 
derer politische Ansprüche erfolg-
reich in (außen-)politische Entschei-
dungsprozesse Washingtons einge-
bracht werden können? Zumindest 
die kubanische Diaspora scheint in 
den letzten Jahren entsprechende 
Fähigkeiten entwickelt zu haben. 
Aber gilt dies auch für andere, ver-
meintlich weniger gut organisierte 
Migrantengruppen? Erste Arbeiten 
liegen dazu bereits vor (Gratius 
2005; Stiegler 2005). Der vorlie-
gende Beitrag versucht diese Fra-
gen anhand der Rolle zentral-
amerikanischer Einwanderer in den 
USA bei der Aushandlung des 
Politisches Ge-
wicht entfalten 
die nunmehr 41 
Millionen hispa-
nics nicht nur im 
Rahmen von US-
Präsidentschafts-
wahlen und dem 
Werben um das 
voto latino. Auch 
die Regierungen 
ihrer Herkunfts-
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CAFTA-Abkommens zu beantwor-
ten.  
Der Stein des Anstoßes:  
DR-CAFTA 
Das Freihandelsabkommen zwi-
schen den Vereinigten Staaten, 
Guatemala, Honduras, El Salvador, 
Nicaragua, Costa Rica und der Do-
minikanischen Republik ist gleich in 
doppelter Hinsicht bemerkenswert: 
Mit einer Verhandlungszeit von nur 
15 Monaten ist DR-CAFTA zwar das 
am schnellsten abgeschlossene, 
aufgrund der denkbar knappen Ra-
tifizierung des US-Repräsentanten-
hauses von 217 Für- zu 215 Gegen-
stimmen gleichzeitig aber auch das 
am schwächsten legitimierte Frei-
handelsabkommen in der Geschich-
te der USA.  
Während die Verhandlungen zur 
Nordamerikanischen Freihandelszo-
ne NAFTA insgesamt sieben Jahre 
dauerten und sich die Beratungen 
zur Errichtung des gesamtamerika-
nischen Markts bereits auf ein Jahr-
zehnt erstrecken, wurde DR-CAFTA 
nach nur neun Verhandlungsrunden 
im Mai 2004 erfolgreich zum Ab-
schluss gebracht. Dazu haben meh-
rere Faktoren beigetragen: (a) Im 
Gegensatz zu den Verhandlungen 
über eine Freihandelszone der Ame-
rikas (Free Trade Area of the Ame-
ricas, FTAA bzw. Área de Libre Co-
mercio de las Américas, ALCA) be-
stand in diesem Fall der ausdrückli-
che politische Wille aller beteiligten 
Regierungen, das Abkommen zügig 
zum Abschluss zu bringen. (b) Die 
zum Tragen gekommene Trade 
Promotion Authority des US-Kon-
gresses autorisiert die Administrati-
on zur Verhandlung von Freihan-
delsabkommen, die später nur noch 
als Ganzes angenommen oder ab-
gelehnt werden können. Dass ein-
zelne Kapitel nicht gesondert ratifi-
ziert werden mussten, wirkte sich 
vereinfachend und beschleunigend 
auf das Verfahren aus. (c) Die USA 
gingen in die CAFTA-Verhandlungen 
mit der Vorlage der beiden bereits 
erfolgreich abgeschlossenen Frei-
handelsabkommen mit Chile und 
Singapur und regten daher nur klei-
nere inhaltliche Anpassungen an, 
über die man sich offensichtlich 
zügig verständigen konnte. (d) 
Schließlich fanden die Verhandlun-
gen im Wesentlichen hinter ver-
schlossenen Türen statt. Auf die 
systematische Einbeziehung zivilge-
sellschaftlicher Akteure oder die 
Lancierung von Zwischenentwürfen 
des Vertragstextes haben die Dele-
gationen verzichtet und konnten 
dadurch den Verhandlungsprozess 
enorm beschleunigen.  
Zieht man die Unterschiedlichkeit 
der beteiligten Akteure in Betracht, 
erscheint dieses Tempo umso er-
staunlicher. DR-CAFTA ist ein Frei-
handelsabkommen zwischen Part-
nern, die ungleicher nicht sein 
könnten: Zusammengenommen 
beträgt das Bruttoinlandsprodukt 
der sechs mittelamerikanischen Ö-
konomien weniger als 1% desjeni-
gen der Vereinigten Staaten (Ri-
bando 2005). Diese sind mit Ab-
stand der größte Handelspartner 
Zentralamerikas. Durchschnittlich 
56% der Exporte gehen auf den 
US-Markt, während die Region 44% 
ihrer Importe aus den Vereinigten 
Staaten bezieht. Costaricanische 
Chipexporte ausgenommen, weist 
diese Handelsbeziehung nach wie 
vor kolonialistische Züge auf. Wäh-
rend der Großteil der zentralameri-
kanischen Exporte auf Textilien, 
Früchte und Kaffee entfällt, expor-
tieren die USA vor allem Konsum- 
und Industriegüter in die Region. 
Entsprechend kontrovers hätten die 
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Verhandlungen zum Freihandel ei-
gentlich geführt werden müssen.  
Doch dies blieb aus, denn für die 
Exportchancen der kleinen Ökono-
mien Zentralamerikas ändert sich 
nichts Wesentliches. Etwa 80% der 
zentralamerikanischen Ausfuhren 
gelangen bereits seit der 1983 in 
Kraft getretenen Carribean Basin  
Initiative (CBI) zoll- und quotenfrei 
auf den nordamerikanischen Markt 
(Hornbeck 2005: 10). Entsprechend 
minimal werden die wirtschaftlichen 
Auswirkungen von DR-CAFTA für 
den US-Markt eingeschätzt (USITC 
2004). Entscheidungsträger aus der 
Region sehen daher vor allem in der 
Verrechtlichung des Zugangs zu ih-
rem wichtigsten Absatzmarkt den 
wesentlichen Vorteil der Vereinba-
rung. Die bestehenden unilateralen 
Handelspräferenzen würden durch 
DR-CAFTA nun auf eine reziproke 
Basis gestellt und man müsse nicht 
mehr befürchten, den Marktzugang 
aus politischen Motiven heraus ver-
schlossen zu bekommen.  
Der entscheidende Punkt des Ab-
kommens betrifft eher die Waren-
ausfuhren in die zentralamerikani-
schen Partnerländer. So werden 
durch DR-CAFTA bislang bestehen-
de Einfuhrbarrieren für US-Export-
produkte in Zentralamerika größ-
tenteils aufgehoben. Diese bisher 
vermeintlich einseitige Benachteili-
gung US-Amerikanischer Unter-
nehmen hob auch US-Präsident 
George W. Bush im August 2005 
hervor, denn  
„Right now, Central American goods 
face no tariffs when they enter the 
United States. By contrast, U.S. ex-
ports to Central America still face 
hefty tariffs there. CAFTA will end 
these unfair tariffs against American 
products and help ensure that free 
trade is fair trade“ (Bush 2005). 
DR-CAFTA ermöglicht mit dessen 
Inkrafttreten im Januar 2006 den 
sofortigen zoll- und quotenfreien 
Zugang für den Großteil der US-
Konsum- und Industriegüter auf 
den zentralamerikanischen Markt. 
Auch für die Hälfte der US-
Agrarexporte – unter anderem 
Fleisch, Wolle, Sojabohnen, verar-
beitete Lebensmittel, Wein und 
Weizen – entfallen die Einfuhrzölle 
vollständig (Hornbeck 2005: 18). 
Hinsichtlich der für den zentralame-
rikanischen Markt sensiblen Produk-
te wurden unterdessen Zollsen-
kungsfristen von bis zu 20 Jahren 
vereinbart, um den Unternehmen 
der Region die Möglichkeit zu ge-
ben, sich auf den zunehmenden 
Konkurrenzdruck durch ausländi-
sche Anbieter einzustellen.  
Das den Diskurs am stärksten prä-
gende Argument für das Freihan-
delsabkommen jedoch leiteten alle 
beteiligten Entscheidungsträger – 
und zwar sowohl aus den USA als 
auch aus Zentralamerika – aus der 
These ab, dass durch das Abkom-
men der wesentliche Anreiz be-
kämpft würde, der der Migration 
vieler Zentralamerikaner in die USA 
zugrunde liege. Durch DR-CAFTA 
würden die zentralamerikanischen 
Ökonomien prosperieren und da-
durch wirtschaftliche Perspektiven 
geschaffen, die dazu beitragen, 
dass die Armut in der Region ge-
senkt und durch die entstehenden 
Entwicklungschancen im eigenen 
Land viele Zentralamerikaner von 
einer Ausreise nach Norden ab-
gehalten würden. Dies unterstrich 
unter anderem Vize-Außenminister 
Robert Zoellick in einer viel beach-
teten Rede vom Mai 2005 vor der 
Heritage Foundation (Zoellick 2005: 
5). Vertreter zentralamerikanischer 
Unternehmerverbände, etwa der 
Das den Diskurs 
am stärksten 
prägende Ar-
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Präsident der guatemaltekischen 
Landwirtschaftskammer, Carlos 
Zúñiga, argumentierten ähnlich (La 
Nación 21.05.2005).  
Meist zivilgesellschaftliche Kritiker 
des Abkommens wollten diesem 
Zusammenhang jedoch nicht folgen 
und bewerteten die Konsequenzen 
von DR-CAFTA für die zentralameri-
kanischen Volkswirtschaften ähnlich 
negativ wie jene für Mexiko nach 
dem Abschluss des North American 
Free Trade Agreement (NAFTA) 
(LCLAA 2004). Nach der Marktöff-
nung für landwirtschaftliche Produk-
te seien die Preise auf dem mexika-
nischen Markt durch den zollfreien 
Import hoch subventionierter US-
Agrargüter derart gefallen, dass ein 
bis zwei Millionen mexikanische 
campesinos dem Preisdruck nicht 
mehr hätten standhalten können 
und ihre Agrarproduktion hätten 
aufgeben müssen (Audley 2003). 
Landflucht und Migrationsdruck hät-
ten sich durch NAFTA eher erhöht. 
Die Befürworter des DR-CAFTA hiel-
ten dem entgegen, dass die Folgen 
für den ländlichen Raum weitaus 
weniger problematisch seien, da die 
auf Subsistenzwirtschaft basieren-
den Dorfgemeinschaften ihre Pro-
dukte nur zum Selbstverzehr an-
bauten, sie dem Druck des Marktes 
nicht aussetzten und daher von 
möglichen Preisminderungen gar 
nicht betroffen seien. Eine Entvölke-
rung ländlicher Gebiete, die zu ei-
nem höheren Migrationsdruck in die 
USA führen würde, entstünde dem-
nach nicht.  
Obwohl auch in den USA ein Groß-
teil der Unternehmerverbände DR-
CAFTA befürworteten, vermochten 
einige Branchen, insbesondere die 
Zuckerindustrie und Teile der Tex-
tilbranche, eine Reihe republikani-
scher Kongressabgeordneter für die 
möglichen negativen Folgen des 
Abkommens derart zu sensibilisie-
ren, dass diese ihre Zustimmung 
entweder verweigerten oder durch 
Bedingungen den Preis für ihr Ab-
stimmungsverhalten in die Höhe 
trieben. Auch bei den Demokraten 
regte sich Widerstand. Inspiriert 
durch eine Kampagne der American 
Federation of Labor (AFL) argumen-
tierten viele demokratische Abge-
ordnete, DR-CAFTA würde zur Ab-
senkung von Arbeitsstandards füh-
ren und dadurch Arbeitsplätze in 
den USA gefährden (AFL 2005). 
Hintergrund dieser Bedenken ist Ar-
tikel 16.8 des Abkommens, der die 
Vertragspartner zwingt, die Be-
stimmungen der International Labor 
Organization (ILO) zum Schutz von 
Arbeitnehmerrechten anzuerken-
nen. In einem Gutachten, das von 
der Inter-Amerikanischen Entwick-
lungsbank unterstützt wurde, ka-
men die Regierungen Zentralameri-
kas jedoch selbst zu der Erkenntnis, 
dass sie die Einhaltung der von der 
ILO festgelegten Bestimmungen zur 
Abschaffung von Kinderarbeit oder 
der Freiheit zur Gewerkschafts-
gründung aufgrund knapper Res-
sourcen nicht immer kontrollieren 
könnten (IADB 2005a). Abgeordne-
te der Demokraten nahmen dies 
zum Anlass, ihre ablehnende Hal-
tung gegenüber DR-CAFTA zu un-
termauern. Der beidseitige Druck 
von Teilen der Republikaner einer-
seits und den Demokraten anderer-
seits führte schließlich dazu, dass 
die Ratifizierung im US-Repräsen-
tantenhaus, die für Ende Juli ange-
setzt war, sehr lange ungewiss 
blieb.  
Präsidiale Promotionstour 
und Proteste  
Dies veranlasste die zentralameri-
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zu einer viertägigen, von der US-
Handelskammer organisierten, DR-
CAFTA-Promotionstour durch ver-
schiedene US-Bundesstaaten. Mit 
Veranstaltungen in zehn Städten 
versuchten die Präsidenten Antonio 
Saca (El Salvador), Oscar Berger 
(Guatemala), Ricardo Maduro 
(Honduras), Abel Pacheco (Costa 
Rica), Enrique Bolaños (Nicaragua) 
und Leonel Fernández (Dominikani-
sche Republik), bei betroffenen Un-
ternehmen mögliche Verunsiche-
rungen abzubauen und auch den 
Gewerkschaften die Vorteile des 
Abkommens näher zu bringen. Im 
Rahmen ihrer Lobbyreise wurde die 
zentralamerikanische Präsidenten-
delegation mit Protesten der US-
Bevölkerung gegen das Freihan-
delsabkommen konfrontiert, die die 
Öffentlichkeit für die aus ihrer Sicht 
problematischen Aspekte des DR-
CAFTA zu sensibilisieren und die Ra-
tifizierung durch den US-Kongress 
zu verhindern versuchte. Zu den 
Teilnehmern gehörten neben US-
amerikanischen Internationalisten 
vor allem Migranten aus Zentral-
amerika, die in den USA leben und 
arbeiten.  
Die Demonstrationen ihrer Lands-
leute und deren Organisationen ge-
gen das Abkommen dürften für die 
angereisten Präsidenten nicht über-
raschend gekommen sein. Schließ-
lich mussten sich die Regierungen 
der Region bereits seit der Ankün-
digung Präsident Bushs im Jahr 
2002, ein Freihandelsabkommen 
mit ihren Staaten vereinbaren zu 
wollen, mit teilweise massiven Pro-
testen der Bevölkerungen, Organi-
sationen der Zivilgesellschaft und 
der Katholischen Kirche gegen das 
Abkommen auseinandersetzen. Re-
gionalübergreifendes Motiv war da-
bei vor allem die Befürchtung, der 
Sektor mit der größten Zahl an Be-
schäftigten, die Agrarwirtschaft, 
könnte durch subventionierte Billig-
importe aus den USA über-
schwemmt werden und die lokale 
Produktion zusammenbrechen las-
sen (ART 2005). Die dadurch ent-
stehende Nahrungsmittelunterver-
sorgung beeinträchtige die nationa-
le Sicherheit. Darüber hinaus artiku-
lierten sich jeweils auch national 
spezifische Einwände gegen die mit 
DR-CAFTA verbundenen Marktöff-
nungen, etwa für den Telekommu-
nikationssektor Costa Ricas oder 
das Gesundheitssystem El Salva-
dors. In Guatemala sehen Kritiker 
die nationale Gesetzgebung im Be-
reich der Patentierung medizini-
scher Generika durch DR-CAFTA 
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unterlaufen und haben bereits Ver-
fassungsklagen gegen das Abkom-
men eingereicht. Die dennoch und 
teilweise unter skurrilen Bedingun-
gen erfolgten Ratifizierungen DR-
CAFTAs – in El Salvador wurde die 
Abstimmung morgens um 3:30 Uhr 
vorgenommen – haben die Proteste 
im Frühjahr 2005 erneut verschärft, 
bei denen in Guatemala unter ande-
rem zwei Menschen starben (LARR 
03-05).  
Die Regionalisierung der CAFTA-
Gegner – als Organisator und Wort-
führer der Großdemonstrationen 
fungierte der Bloque Popular Cen-
troamericano – hat die Einbezie-
hung der in den USA lebenden 
zentralamerikanischen Diaspora in 
die Proteste ihrer Herkunftsgesell-
schaften erheblich erleichtert. Zu 
Beginn der Gespräche im März 
2003 entsandten die zentralameri-
kanischen Migrantenorganisationen 
eine fünfköpfige Delegation nach 
Guatemala, um den Unterhändlern 
der Regierungen ihre Bedenken ge-
gen das Abkommen darzulegen. 
Zwar seien sie sich bewusst, dass 
sie selbst kein demokratisches 
Mandat hätten und die Regierungs-
chefs ihrer Herkunftsstaaten nicht 
im Namen der in den USA lebenden 
Zentralamerikaner verhandelten. 
Unter dem Eindruck der erfolglosen 
Proteste ihrer compatriotas in Zent-
ralamerika musste aus Sicht der Di-
aspora in den USA jedoch der Ein-
druck entstehen, mit DR-CAFTA 
würde von der politischen Führung 
ihrer Herkunftsländer erneut ein 
Abkommen über die Köpfe und In-
teressen ihrer Landsleute hinweg 
eingefädelt. Dem wollten sie daher 
nicht tatenlos zusehen und forder-
ten zunächst vor allem mehr Trans-
parenz des gesamten Verhand-
lungsprozesses (globalpolicy 2003). 
Die letztlich aber geringen Einfluss-
möglichkeiten ihrer Vertreter haben 
dazu beigetragen, dass zentralame-
rikanische Migranten in den USA ih-
rer Unzufriedenheit über die ver-
meintlich vom demokratischen Pro-
zess entkoppelte Aushandlung des 
Freihandelsabkommens verstärkt 
Ausdruck im Rahmen von De-
monstrationen vor den Konsulaten 
und Botschaften ihrer Herkunftslän-
der verliehen.2 Zentralamerikani-
sche Migrantenorganisationen aus 
den USA schlossen sich mit Appel-
len und gemeinsamen Aufrufen an 
die Entscheidungsträger in Wa-
shington der Kritik an dem Freihan-
delsabkommen an, so etwa das 
Salvadoran-American National Net-
work, die Guatemala Unity Informa-
tion Agency oder das Central Ame-
rican Resource Center (Chacón 
2004). Der wesentliche komparati-
ve Kostenvorteil, den Zentralameri-
ka gegenüber den USA in der Ver-
gangenheit gehabt habe, würde 
nun durch asiatische Billiglohnländer 
unterlaufen. Die Verlagerung der 
Maquila-Betriebe nach Asien – seit 
dem Auslaufen des WTO-Multifaser-
abkommen im Januar 2005 wurden 
18 Textilfabriken in vier DR-CAFTA-
Staaten geschlossen (Ribando 
2005: 5) – lasse den Beschäftigten 
keine andere Wahl, als in die USA 
auszuwandern. Dies könne weder 
im Interesse der zentralamerikani-
                                                     
2  „El CAFTA es el intento más reciente 
de parte de las corporaciones de los 
Estados Unidos de subyugar al pueblo 
de Centro América. Los Centroameri-
canos lo saben y es por ello que se 
han manifestado masivamente en re-
chazo a dicho acuerdo [...] Estamos 
hoy acá determinados a derrotar el 
CAFTA en los Estados Unidos y en so-
lidaridad con aquellos que se resisten 
a ser recolonizados por las empresas 
transnacionales en Centro América. 
Su lucha es nuestra lucha. Junto ga-
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schen Republiken noch der Verei-
nigten Staaten sein. 
Zentralamerikanische 
Migranten in den USA 
Obwohl die Proteste gegen das 
Freihandelsabkommen in beiden 
Teilen der Hemisphäre erfolglos 
blieben, zeigt sich doch, wie ver-
flochten die Beziehungen zwischen 
den Gesellschaften beiderseits des 
Rio Grande bereits sind. Die com-
patriotas in den USA haben zu ihren 
Herkunftsländern über die letzten 
Jahre hinweg multiple Austauschbe-
ziehungen aufgebaut, die die Kom-
munikationswege der beteiligten 
Akteure immer kürzer gemacht ha-
ben. Die Nachfrage nach Informati-
onen aus ihren Herkunftsstaaten 
befriedigen die Migranten bisher 
größtenteils durch den Kontakt mit 
den Angehörigen. Orozco (2004: 9) 
schätzt, dass etwa 80% der Tele-
fongespräche zwischen den USA 
und dem Isthmus auf die Kommu-
nikation der Diaspora und ihrer Fa-
milien entfallen. Seit September 
2004 können sich die Migranten 
auch über das im US-Kabelfern-
sehen ausgestrahlte  Centroamérica 
TV über die Entwicklungen in ihren 
Herkunftsgesellschaften informie-
ren. Das Programm überträgt rund 
um die Uhr Nachrichten, telenove-
las, Bildungsinhalte sowie Fußball 
aus den nationalen zentralamerika-
nischen Ligen in die USA (Prensa 
Libre 15.11.2004). 
Dieses transnationale soziale Netz-
werk stellt ein Potenzial zur Beein-
flussung politischer Entwicklungen 
dar. Die US-Administration trägt 
diesem Umstand bisher stärker 
Rechnung als ihre zentralamerikani-
schen Pendants. Die im September 
2004 im State Department erstma-
lig realisierte Konferenz „Central 
Americans in the United States“ 
(CENUSA) brachte Vertreter der 
zentralamerikanischen Migranten-
organisationen mit Entscheidungs-
trägern der Bush-Administration zu 
einem informellen Treffen zusam-
men (DoS 2004). Dass ein halbes 
Jahr später eine Folgekonferenz 
stattfand (CENDRUSA, DoS 2005), 
auf der Robert Zoellick die Anwe-
senden explizit zu Lobby-Arbeit für 
das Freihandelsabkommen auffor-
derte (La Prensa 12.05.2005), be-
deutete eine wesentliche politische 
Aufwertung für die Vertreter dieser 
Migrantengruppe. Entsprechend sa-
hen sich auch die zentralamerikani-
schen Präsidenten im Rahmen ihrer 
Lobby-Tour veranlasst, über die An-
liegen ihrer Diaspora in den USA zu 
informieren. Es handelt sich um ei-
ne Gruppe, deren numerisches Aus-
maß und Entwicklungsdynamik in 
der politischen Entscheidungsfin-
dung in Zukunft stärker Berücksich-
tigung finden wird.  
Die derzeit in den USA lebenden 41 
Mio. latinos stellen etwa 13% der 
Gesamtbevölkerung der Vereinigten 
Staaten (US Census 2004). Exakte 
Daten zu den in den USA lebenden 
Zentralamerikanern liegen hingegen 
nicht vor. Schätzungen zufolge hal-
ten sich in den USA derzeit etwa 
fünf Mio. Zentralamerikaner auf (US 
Census 2002, La Nación 18.01. 
2006), der Großteil von ihnen ille-
gal. Damit sind sie hinter den mexi-
kanischen Migranten (63%) und 
den Puertoricanern (9%) die dritt-
stärkste latino-Gruppe in den USA.  
Die Zahl zentralamerikanischer 
compatriotas in den USA ist in den 
letzten Jahren stark gestiegen. Sie 
hat sich sowohl zwischen 1970 und 
1980 als auch zwischen 1980 und 
1990 verdreifacht und verdoppelte 
sich noch einmal zwischen 1990 
und 2000 (OIM/SIEMCA 2004: 10). 
Schätzungen zu-
folge halten sich 
in den USA derzeit 
etwa fünf Millio-
nen Zentralameri-
kaner auf, der 
Großteil von ihnen 
illegal. Damit sind 
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Entsprechend sind über 90% der in 
den USA lebenden Zentralamerika-
ner in ihren Herkunftsländern gebo-
ren, während die Gruppe der in den 
USA Geborenen noch relativ klein 
ist (PHC 2002: 20). Logan (2001) 
kennzeichnet die zentralamerikani-
schen Einwanderer aufgrund dieser 
Entwicklungsdynamik als eine der 
New Latino Groups. Dies hat dazu 
geführt, dass mittlerweile große Tei-
le der nationalen Bevölkerungen 
Zentralamerikas in den USA leben. 
Die vom salvadorianischen Außen-
ministerium geschätzten 2,5 Mio. 
Landsleute in den Vereinigten Staa-
ten (MRE 2005) stellen etwa zwei 
Drittel aller Zentralamerikaner in 
den USA. Ihre Anzahl entspricht ei-
nem Drittel der Gesamtbevölkerung 
dieses kleinen Landes. El Salvador 
besteht aus 14 departamentos, a-
ber die Größe der in den USA le-
benden Diaspora hat diese mittler-
weile auch im offiziellen Sprach-
gebrauch zum departamento 15 
werden lassen. 
Die große Mehrheit der in den USA 
lebenden Zentralamerikaner siedelt 
in nur vier Bundesstaaten: Mehr als 
ein Drittel (etwa 1,2 Millionen) ist in 
Kalifornien ansässig. Weitere Zu-
zugsgebiete sind Florida, Texas und 
New York mit je 300.000 Zentral-
amerikanern. Aufgrund der starken 
Präsenz der mexikanischen Ein-
wanderung ist ihr Anteil an der hi-
spanischen Bevölkerung dort aber 
gering. Am stärksten ausgeprägt ist 
die zentralamerikanische Migration 
in jenen Bundesstaaten, in denen 
es zuvor keine nennenswerte hi-
spanische Einwanderung gab. So 
sind etwa in Washington D.C. mehr 
als die Hälfte aller hispanics zentral-
amerikanischer Herkunft, in Mary-
land 40% und in Virginia etwa ein 
Drittel (vgl. Tab. 1). Ihr rechtlicher 
Status ist nicht einheitlich: Von den 
seit 1990 legal in die USA eingereis-
ten 940.000 Zentralamerikanern 
haben etwa 430.000 eine dauerhaf-
te Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis 
erworben (USCIS 2005a, b). Als 
Teil des Immigration Acts von 1990 
etablierte der US-Kongress ein neu-
es Verfahren, in dem jenen Staats-
angehörigen eine zeitlich befristete 
Aufenthaltserlaubnis eingeräumt 
werden kann, deren Rückkehr in ih-
re Heimat aufgrund bewaffneter 
Konflikte, Umweltkatastrophen oder 
anderer triftiger Gründe nicht mög-
lich erscheint. 
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Tabelle 1: Zentralamerikanische Migranten in den einzelnen  









































California 35.893.799 12.442.626 34,7 1.187.034 9,5 35,2 10.460.816 84,1 
Florida 17.397.161 3.304.832 19,0 370.941 11,2 11,0 475.519 14,4 
Texas 22.490.022 7.781.211 34,6 333.392 4,3 9,9 6.979.735 89,7 
New York 19.227.088 3.076.697 16,0 286.900 9,3 8,5 294.496 9,6 
Virginia 7.459.827 426.152 5,7 150.383 35,3 4,5 101.871 23,9 
New Jersey 8.698.879 1.294.422 14,9 134.526 10,4 4,0 124.722 9,6 
Maryland 5.558.058 297.717 5,4 118.586 39,8 3,5 55.795 18,7 
Illinois 12.713.634 1.774.551 14,0 69.654 3,9 2,1 1.402.590 79,0 
Massachus. 6.416.505 494.188 7,7 66.202 13,4 2,0 27.268 5,5 
Georgia 8.829.383 598.322 6,8 63.461 10,6 1,9 397.633 66,5 
North Carol. 8.541.221 517.617 6,1 59.906 11,6 1,8 353.106 68,2 
Louisiana 4.515.770 124.222 2,8 44.875 36,1 1,3 41.579 33,5 
Nevada 2.334.771 531.929 22,8 44.081 8,3 1,3 417.222 78,4 
Arizona 5.743.834 1.608.698 28,0 36.018 2,2 1,1 1.490.853 92,7 
Washington 6.203.788 526.667 8,5 27.873 5,3 0,8 432.828 82,2 
DC 553.523 47.258 8,5 26.890 56,9 0,8 5.732 12,1 
Colorado 4.601.403 878.803 19,1 26.180 3,0 0,8 642.202 73,1 
Connecticut 3.503.604 371.818 10,6 20.659 5,6 0,6 28.416 7,6 
Pennsylvania 12.406.292 475.552 3,8 20.606 4,3 0,6 71.200 15,0 
Rhode Island 1.080.632 111.823 10,3 19.541 17,5 0,6 7.624 6,8 
Tennessee 5.900.962 167.025 2,8 18.139 10,9 0,5 112.905 67,6 
Oregon 3.594.586 343.278 9,5 18.082 5,3 0,5 292.795 85,3 
Arkansas 2.752.629 120.820 4,4 15.362 12,7 0,5 93.027 77,0 
Michigan 10.112.620 375.041 3,7 14.942 4,0 0,4 282.484 75,3 
Ohio 11.459.011 252.269 2,2 14.520 5,8 0,4 117.516 46,6 
Minnesota 5.100.958 179.303 3,5 13.782 7,7 0,4 130.512 72,8 
Utah 2.389.039 253.073 10,6 13.645 5,4 0,4 183.965 72,7 
Indiana 6.237.569 269.267 4,3 13.135 4,9 0,4 206.851 76,8 
South Carol. 4.198.068 130.432 3,1 13.131 10,1 0,4 77.719 59,6 
New Mexico 1.903.289 823.352 43,3 12.899 1,6 0,4 479.015 58,2 
Missouri 5.754.618 148.201 2,6 12.430 8,4 0,4 107.104 72,3 
Alabama 4.530.182 98.388 2,2 12.243 12,4 0,4 63.846 64,9 
Nebraska 1.747.214 119.975 6,9 11.238 9,4 0,3 97.802 81,5 
Oklahoma 3.523.553 223.005 6,3 10.444 4,7 0,3 183.006 82,1 
Kansas 2.735.502 220.288 8,1 9.467 4,3 0,3 188.936 85,8 
Kentucky 4.145.922 77.055 1,9 8.733 11,3 0,3 45.057 58,5 
Iowa 2.954.451 104.119 3,5 8.625 8,3 0,3 83.268 80,0 
Wisconsin 5.509.026 237.200 4,3 8.479 3,6 0,3 168.079 70,9 
Hawaii 1.262.840 99.830 7,9 6.009 6,0 0,2 31.143 31,2 
Mississippi 2.902.966 49.075 1,7 5.695 11,6 0,2 30.904 63,0 
Delaware 830.364 48.153 5,8 4.250 8,8 0,1 17.628 36,6 
Alaska 655.435 32.386 4,9 2.933 9,1 0,1 18.748 57,9 
Idaho 1.393.262 123.900 8,9 2.797 2,3 0,1 108.837 87,8 
South Dakota 770.883 15.093 2,0 2.350 15,6 0,1 10.089 66,8 
New Hamps. 1.299.500 27.500 2,1 2.038 7,4 0,1 6.605 24,0 
West Virginia 1.815.354 14.621 0,8 1.611 11,0 0,0 6.530 44,7 
Maine 1.317.253 12.476 0,9 1.519 12,2 0,0 4.077 32,7 
Montana 926.865 21.841 2,4 875 4,0 0,0 17.183 78,7 
Wyoming 506.529 33.830 6,7 827 2,4 0,0 29.600 87,5 
North Dakota 634.366 9.755 1,5 692 7,1 0,0 6.598 67,6 
Vermont 621.394 6.414 1,0 675 10,5 0,0 1.553 24,2 
 293.655.404 41.322.070  3.369.278  100,0 27.014.588  
Basierend auf LMC 2001; US Census 2004. Extrapolierte Werte für POPca und POPmx 
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Dieser Temporary Protected Status 
(TPS) wurde aufgrund der Verwüs-
tungen durch Hurrikan Mitch im 
Jahr 1998 etwa 4.500 nicaraguani-
schen und 85.000 honduranischen 
Migranten zugestanden. Begründet 
wurde dies durch die Befürchtung, 
eine Rückführung dieser Personen 
in ihre Herkunftsstaaten könne von 
den zentralamerikanischen Regie-
rungen aufgrund fehlender Hand-
lungskapazitäten nicht solide ge-
handhabt werden. Die finanziellen 
Erträge der Migranten aus ihrer Ar-
beit in den USA seien ein sinnvoller 
Beitrag für den Wiederaufbau der 
Herkunftsländer. Nach den schwe-
ren Erdbeben im Frühjahr 2001 hat 
die US-Regierung den TPS auch auf 
250.000 salvadorianische Einwan-
derer ausgeweitet. Der TPS ist seit 
seiner Einführung bisher stets ver-
längert worden, zuletzt für Nicara-
gua bis Juli sowie für Honduras und 
El Salvador bis September 2006. 
Die Folgen des Hurrikan Stan vom 
Oktober 2005 haben mittlerweile 
auch die guatemaltekische Regie-
rung dazu bewogen, im Weißen 
Haus den TPS für ihre Landsleute 
anzuregen. Diesem Ansinnen wurde 
aber mit Hinweis auf die erhebli-
chen finanziellen Aufwendungen der 
US-Administration zur Eindämmung 
illegaler Einwanderung eine Absage 
erteilt (La Nación 06.12.2005).3  
Untereinander pflegen Zentralame-
rikaner in den USA einen regen 
Austausch. Dies gilt nicht nur für 
                                                     
3  Dies veranlasste den guatemalteki-
schen Vizepräsidenten Eduardo Stein 
zu der Aussage, dass "Nos parece 
una verdadera afrenta hacia toda 
América Latina el que un gobierno 
que se dice amigo y socio de la re-
gión quiera únicamente nuestro dine-
ro y nuestras mercancías, pero ve a 
nuestra gente como si fuera una epi-
demía (...) nos traten como si fuéra-
mos un sub-hemisferio de delincuen-
tes" (La Nación 04.01.2006). 
wochenendliche Treffen in Stadt-
parks, bei denen oftmals im Rah-
men von Freizeitligen zentralameri-
kanische Fußballmeisterschaften 
ausgespielt werden. Darüber hinaus 
sind sie auch in so genannten Home 
Town Associations (HTA) organi-
siert. Diese sind Interessen- und 
Selbsthilfegruppe gleichermaßen, 
fördern den kulturellen Zusammen-
halt im Rahmen gemeinsamer Akti-
vitäten, traditioneller oder religiöser 
Feste, dienen als Kommunikations-
plattform und helfen dabei, die In-
teressen der Mitglieder gegenüber 
Dritten besser zu vertreten. Der 
kulturelle Austausch in den HTA 
trägt dazu bei, dass Zentralameri-
kaner den höchsten Präferenzwert 
für die spanische Sprache aller la-
teinamerikanischen Migrantengrup-
pen aufweisen (PHC 2002: 21). Der 
Impuls zur Gründung einer HTA be-
ruht oftmals auf der Tatsache, dass 
Mitglieder aus der gleichen Ge-
meinde ihres Herkunftslandes in 
den gleichen Ort in den USA ziehen 
und dadurch meist direkt ein per-
sönlicher Anschluss gefunden wird 
(Andrade-Eekhoff 2003: 3,13). Dies 
hilft auch neu hinzugezogenen 
Migranten bei der Orientierung. Da 
ihre Gründung frei ist und keine Re-
gistrierungspflicht besteht, ist die 
genaue Zahl zentralamerikanischer 
HTA in den USA unbekannt. Die 
Angaben der Botschaften bieten nur 
Anhaltspunkte: Die salvadorianische 
Vertretung in Washington führt et-
wa 200 HTA auf, die sich freiwillig 
haben eintragen lassen, während 
man von circa 300 guatemalteki-
schen HTA in den Vereinigten Staa-
ten ausgehen kann.  
Obwohl nur weniger als 10% der 
zentralamerikanischen Migranten in 
den USA in HTA organisiert sind, 
haben diese Vereinigungen mittler-
Untereinander 
pflegen Zentral-
amerikaner in den 
USA einen regen 
Austausch. Dies 
gilt nicht nur für 
wochenendliche 
Treffen in Stadt-
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weile wichtige Kommunikations- 
und Multiplikatorfunktionen über-
nommen. Durch die Gründung von 
Dachverbänden wie der Coalición 
de Inmigrantes Guatemaltecos en 
los Estados Unidos, des Nicaraguan 
American Council oder der Comuni-
dades Unidas Salvadoreñas ver-
schaffen sie sich nicht nur in den 
USA eine breitere Öffentlichkeit, 
sondern haben in ihrem Verhältnis 
zu den Herkunftsgesellschaften 
auch erhebliche lobbying power 
entwickelt: Einige HTA haben sich 
insbesondere für bestimmte Zwe-
cke gegründet, etwa um die Bildung 
der Kinder in der Herkunftsgemein-
de zu verbessern, medizinisches 
Gerät für ein Gemeindekranken-
haus zu finanzieren oder im Rah-
men von fundraising-Events kollek-
tive Spenden für Opfer von Natur-
katastrophen zu sammeln. Ein Im-
petus, der für die wirtschaftliche 
Entwicklung der kleinen zentral-
amerikanischen Ökonomien immer 
wichtiger zu werden scheint. 
Zentralamerika am Tropf der 
Diaspora? 
Remesas, der Tourismus der 
Transmigranten und nostalgischer 
Handel stützen die zentralamerika-
nischen Wirtschaften in erheblichem 
Maße und sind Ausdruck der Ver-
flochtenheit der Beziehungen zwi-
schen der Diaspora in den USA und 
ihren Herkunftsgesellschaften.  
Deutlichster Beleg für die Tragfä-
higkeit dieser Verbindung sind die 
Finanzüberweisungen zentralameri-
kanischer Migranten an ihre Famili-
en im Herkunftsland, so genannte 
remesas. Nach Lateinamerika flie-
ßen derzeit jährlich etwa $38 Mrd. 
remesas, eine Summe, die selbst 
die für die Region angerechnete Of-
ficial Development Aid übersteigt. 
Aufgrund der großen Zahl ihrer 
compatriotas in den USA entfällt der 
bedeutendste Anteil aller nach La-
teinamerika übersandten remesas 
auf Mexiko. Während dieses Land 
im Jahr 2004 etwa $16 Mrd. Devi-
sen aus den USA erhielt, entfielen 
auf die fünf zentralamerikanischen 
Länder und die Dominikanische Re-
publik zusammen knapp $10 Mrd.  
Um die statistische Grundlage der 
zentralamerikanischen Nationalban-
ken zu vereinheitlichen, hat der Mu-
litlateral Investment Fund der Inter-
Amerikanischen Entwicklungsbank 
(IADB) im Jahr 2001 den Finanz-
fluss nach Süden im Rahmen eines 
Projektes vergleichbar gemacht. 
Den Daten der IADB (2005b) zufol-
ge verzeichnet Guatemala in den 
letzten Jahren die stärksten reme-
sa-Zuwachsraten und hat im Jahr 
2004 das hohe salvadorianische Ni-
veau mit insgesamt $2,6 Mrd. 
knapp übertroffen. Auch Honduras 
konnte im letzten Jahr einen An-
stieg der remesas aus den USA ver-
zeichnen, während die Überweisun-
gen nach Nicaragua mit diesen 
Steigerungsraten nicht mithalten 
konnten (vgl. Tab. 2). Für die klei-
nen zentralamerikanischen Volks-
wirtschaften haben diese Finanzmit-
tel jedoch viel deutlichere Auswir-
kungen als etwa für das wirtschaft-
lich potentere Mexiko. So übertref-
fen die Deviseneinnahmen durch 
remesas in Nicaragua sogar die Er-
löse aus dem Exportgeschäft, in 
Guatemala ist deren Anteil von 
knapp einem Viertel im Jahr 2001 
nach nur drei Jahren auf über 90% 
gestiegen. Für die volkswirtschaftli-
che Entwicklung Zentralamerikas 
werden remesas damit nicht nur zu 
einem stabilisierenden, sondern 
















ra in den USA und 
ihren Herkunfts-
gesellschaften. 
Ibero-Analysen 15 · März 2005 14
 
Der Kern dieses makroökonomi-
schen Impulses ist jedoch individu-
eller Natur. Die Sender in den USA 
finanzieren nicht den Fortbestand 
der Herkunftsökonomie als Ganzes, 
sondern überweisen ihren im Her-
kunftsland verbliebenen Familien 
die Finanzmittel ad personam, de-
nen sie über einen Zeitraum von bis 
zu zehn Jahren hinweg monatlich 
etwa 15% ihres Arbeitseinkommens 
von bis zu $200 zukommen lassen 
(Orozco 2004a: 4f.). Die überwie-
senen Mittel werden mehrheitlich 
zur Deckung des täglichen Bedarfs 
verwendet und sichern dadurch den 
Lebensunterhalt für etwa ein Viertel 
der zentralamerikanischen Bevölke-
rung (IADB/PHC 2003: 3, 29), in 
Guatemala hängen sogar 40% wirt-
schaftlich von Familienangehörigen 
ab, die in den USA leben (Prensa 
Libre 13.10.2005). An Bedeutung 
gewonnen haben in den letzten Jah-
ren auch kollektive remesas zent-
ralamerikanischer HTA. Im Rahmen 
ihrer fundraising-events zur Förde-
rung bestimmter Projekte in ihren 
Heimatgemeinden haben etwa sal-
vadorianische HTA jährlich Spenden 
in einer Gesamthöhe von jeweils bis 
zu $15.000 gesammelt (de la Gar-
za/Cortina 2005: 4), die im Her-
kunftsland konzertiert eingesetzt 
werden. 
Das Sendeverhalten zentralameri-
kanischer Einwanderer ist nicht ein-
heitlich. Vielmehr bestehen erhebli-
che Unterschiede zwischen den Ge-
nerationen. Je länger die Migranten 
in den Vereinigten Staaten leben, 
desto geringer fällt die Höhe an re-
mesas aus, die sie ihren Angehöri-
gen überweisen (Yang 2003: 21). 
Meist sind in der Zwischenzeit jün-
gere Familienmitglieder in die USA 
nachgezogen, die dann informell zur 
Sendung von remesas verpflichtet 
werden. Schließlich sind die Kosten 
für deren Immigration in die USA 
ebenfalls durch remesas in den Jah-
ren zuvor erwirtschaftet worden. Mit 
dem beruflichen Aufstieg und ver-
besserter englischer Sprachkompe-
tenz sind zentralamerikanische Mi-
granten in den USA immer weniger 
bereit, für die ‚unproduktive‘ Grund-
sicherung der Familie im Heimat-
land aufzukommen. Vielmehr inves-
tieren diese Schichten stärker in 
Schulgeld oder Stipendien für ihre 
Angehörigen (de la Garza/Cortina 
2004: 11).  
Der Transfer der remesas nach 
Zentralamerika wird über Finanz-
dienstleistungsinstitute wie etwa 
Tabelle 2: Nach Mittelamerika überwiesene remesas in Mio $  
 2001 2002 2003 2004 
 Reme-
sas 












Exporte % am 
Export 
Costa Rica 80 5.021  1,6 135 5.264 2,6 306 6.102 5,0 320 6.297 5,1 
Dom. Rep. 1.807 5.276 34,2 2.112 5.165 40,9 2.217 5.471 40,5 2.438 5.750 42,4 
El Salvador 1.911 2.864 66,7 2.206 2.996 73,6 2.316 3.128 74,0 2.548 3.295 77,3 
Guatemala 548 2.466 22,2 1.690 2.232 75,7 2.106 2.489 84,6 2.681 2.938 91,3 
Honduras 460 1.324 34,7 770 1.321 58,3 862 1.332 64,7 1.134 1.537 73,8 
Nicaragua 660 589 112,1 759 561 135,3 788 605 130,2 810 756 107,1 
DR-CAFTA 5.466 17.540 31,2 7.672 17.539 43,7 8.595 19.127 44,9 9.931 20.573 48,3 
Mexiko 8.895 158.547 5,6 10.502 160.682 6,5 13.266 165.396 8,0 16.613 189.083 8,8 










Je länger die 
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Vereinigten Staa-
ten leben, desto 
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Angehörigen  
überweisen. 
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Western Union oder Express abge-
wickelt. Mittlerweile bieten auch 
korporatistische Vereinigungen wie 
die salvadorianische Fedecaces für 
diese Transaktionen entwickelte 
Produkte an. Schließlich hat auch 
das zentralamerikanische Banken-
gewerbe auf die gestiegene Nach-
frage nach diesen Finanzdienstleis-
tungen reagiert und in den Bal-
lungszentren zentralamerikanischer 
Einwanderung in den USA eigene 
Niederlassungen gegründet. Insbe-
sondere salvadorianische Migranten 
profitieren dabei von der dollarisier-
ten Wirtschaft ihres Heimatlandes. 
Ein weiterer, wirtschaftlich stabilisie-
render Faktor für die Ökonomien 
der Herkunftsgesellschaft stellt der 
zunehmende Reiseverkehr der 
Transmigranten dar. Obwohl ein 
großer Teil der Zentralamerikaner in 
den USA unterhalb der Armutsgren-
ze lebt, reisen etwa ein Drittel der 
salvadoranischen Migranten min-
destens einmal pro Jahr in ihr Her-
kunftsland. Diese Gruppe stellt da-
mit 40% aller Touristen, die das 
Land jährlich besuchen. Deren öko-
nomischer Impetus auf die lokalen 
Wirtschaften ihrer Herkunftsstaaten 
scheint erheblich. So geben etwa 
ein Drittel der salvadorianischen 
Migranten während ihrer Aufenthal-
te bis zu $3.000 aus. Die Besuche 
der Transmigranten werden auch 
genutzt, um befreundeten Familien 
remesas in Naturalienform zukom-
men zu lassen, ohne dass dadurch 
Transaktionskosten entstünden. 
Analog zum Bankengewerbe haben 
auch die Fluggesellschaften auf den 
gestiegenen Bedarf der Migranten 
reagiert und bieten mittlerweile ein 
dichter werdendes Verbindungsnetz 
zwischen den USA und Zentralame-
rika an. Allein die Fluggesellschaft 
Grupo Taca bedient täglich von ver-
schiedenen Flughäfen der USA aus 
über 20 Verbindungen nach El Sal-
vador (Orozco 2004: 20). Auch an-
dere Gesellschaften, etwa Delta Air-
lines, Continental oder American 
Airlines, haben ihr Angebot in den 
letzten Jahren erheblich ausgewei-
tet. 
Vitalisierend für die kleinen Volks-
wirtschaften Zentralamerikas wirkt 
sich schließlich auch die Präferenz 
der in den USA lebenden Migranten 
für traditionelle Produkte aus ihren 
Herkunftsgesellschaften aus. Zwar 
müssen die meist landestypischen 
Agrarprodukte wie etwa loroco, 
semita, queso duro oder horchata 
den gesundheitsrechtlichen Einfuhr-
bestimmungen der USA entspre-
chen, sind dafür aber weniger 
Innovationsdruck ausgesetzt als 
Industrieprodukte und sehen sich in 
den USA einer stabilen oder bisher 
nicht bedienten Nachfrage 
gegenüber (CEPAL 2003: 8; Batres-
Marquez 2001). Positive Effekte 
ließen sich bereits in einzelnen 
Branchen beobachten: So haben 
sich beispielsweise salvadorianische 
Bierexporte in die USA zwischen 
1990 und 2000 verdreifacht 
(Orozco 2002: 4). Soweit zu 
nostalgischem Handel Daten 
vorliegen, macht er bis zu einem 
Drittel der Exporte in die USA aus. 
Im salvadorianischen Fall bewegt 
sich dies in einer Größenordnung 
von etwa einer halben Milliarde Dol-
lar jährlich (Orozco 2004: 21). Auf-
grund der Bedeutung für seine nati-
onale Wirtschaftsentwicklung war El 
Salvador daher auch das einzige 
Land der Region, das in die CAFTA-
Verhandlungen einen Vorschlag zur 
Behandlung des nostalgischen Han-
dels eingebrachte, der letztlich aber 
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Der Einfluss der Diaspora auf die 
wirtschaftliche Entwicklung ihrer 
Herkunftsgesellschaften ist erheb-
lich und scheint irreversibel. Was 
aber bedeutet es für die Steue-
rungsfähigkeit politischer Prozesse, 
wenn finanziell potente Akteure aus 
den USA politische Entscheidungen 
treffen, die die Entwicklung einer 
Gemeinde in ihren Herkunftsländern 
maßgeblich beeinflussen? Insbe-
sondere die Aktivitäten der HTA un-
tergraben die politische Steuerungs-
fähigkeit bestehender Entschei-
dungsmodi und Akteure, indem sie, 
ohne demokratisches Mandat aus-
gestattet und damit keinem Inte-
ressenausgleich verpflichtet, die 
Schulbildung der Kinder ihrer Her-
kunftsgemeinde verbessern, medi-
zinisches Gerät für ein Krankenhaus 
finanzieren oder den längst überfäl-
ligen Bau einer Brücke organisieren.  
Die zentralamerikanischen Regie-
rungen versuchen daher seit einiger 
Zeit, die wirtschaftlichen Potenziale 
ihrer Diaspora in den nationalen 
Entwicklungsprozess hinein zu ka-
nalisieren und damit Teile ihrer 
Steuerungsfähigkeit wieder herzu-
stellen. Die beteiligten Akteure 
scheinen dabei zwei zunächst un-
vereinbare Interessengegensätze zu 
haben: Während die zentralameri-
kanischen Regierungen eher die ö-
konomische Anbindung der Diaspo-
ra an die Herkunftsgesellschaft ver-
stetigen, gleichzeitig aber deren 
Einfluss auf nationale Entschei-
dungsprozesse begrenzen möchte, 
scheint bei der zentralamerikani-
schen Diaspora in den USA mit dem 
Bewusstsein der gestiegenen wirt-
schaftlichen Bedeutung auch der 
Wunsch nach politischer Mitsprache 
stärker zu werden. Die zentralame-
rikanischen Regierungen handeln 
damit auf einem schmalen Abwä-
gungsgrad. 
Die Strategien und Instrumente zur 
wirtschaftlichen Anbindung ihrer Di-
aspora sind nicht bei allen zentral-
amerikanischen Regierungen glei-
chermaßen ausgeprägt oder er-
kennbar. Die jeweiligen Maßnah-
men fallen national sehr unter-
schiedlich aus und spiegeln nicht 
unbedingt das relative Gewicht wi-
der, das die Diaspora auf die wirt-
schaftliche Entwicklung eines Lan-
des hat. In einer Länderstudie zu 
Honduras kommt etwa Puerta 
(2003: 5) zu der Erkenntnis, dass 
weder auf nationaler noch auf loka-
ler Ebene die remesas in nationale 
Entwicklungsprozesse einbezogen 
würden. Das bestehende wirtschaft-
liche Potenzial werde quasi ver-
schenkt. Hingegen können, Orozco 
(2005) folgend, die Anstrengungen 
der salvadorianischen Regierung als 
vorbildlich gelten. Im Vergleich zu 
anderen zentralamerikanischen Re-
gierungen hätten die salvadoriani-
schen Bemühungen einen beträcht-
lichen Institutionalisierungsgrad er-
reicht (Andrade-Eeckhoff 2003: 
35). Die Versuche der Regierungen 
Guatemalas, Nicaraguas, Honduras’ 
und El Salvadors, ihre Diaspora in 
den nationalen Entwicklungsprozess 
stärker einzubinden, erstrecken sich 
insbesondere auf (a) die Versteti-
gung des remesa-Zuflusses, (b) de-
ren Einbeziehung in die jeweilige 
nationale Aufbauagenda sowie (c) 
die Exportförderung für nostalgische 
Produkte.  
Als zentrales Hindernis für den Ver-
sand von remesas von den USA 
nach Zentralamerika haben die Re-
gierungen der Region das Fehlen 
von Bankkonten ihrer Diaspora in 
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einer banking the unbanked-
Strategie versuchen sie daher, den 
Zugang ihrer Landsleute zu Kredit-
instituten zu erleichtern und damit 
die Rahmenbedingungen für die 
Überweisung von remesas zu ver-
bessern. Da aber der Großteil zent-
ralamerikanischer Migranten kein 
US-amerikanisches Ausweisdoku-
ment vorweisen kann, bleibt ihnen 
dieser Zugang teilweise verschlos-
sen. Die Regierungen El Salvadors, 
Guatemalas, Nicaraguas, Honduras’ 
und Costa Ricas eröffnen ihrer Di-
aspora daher mittlerweile die Mög-
lichkeit, bei ihren Konsulaten in den 
Vereinigten Staaten offizielle Identi-
fikationsersatzdokumente zu erhal-
ten. Durch die so genannte Matricu-
la Consular verbürgen sich die Re-
gierungen für die Richtigkeit der im 
Dokument gemachten Angaben 
zum vollständigen Namen, Adresse 
in den USA, Geburtstag und Tele-
fonnummer. Obwohl eine Matricula 
Consular keine Auskunft über den 
aufenthaltsrechtlichen Status eines 
Migranten in den Vereinigten Staa-
ten gibt, betrachten immer mehr 
Banken das Dokument als ausrei-
chenden Identitätsnachweis, eröff-
nen zentralamerikanischen Migran-
ten den Zugang zu Bankkonten und 
erleichtern dadurch den Transfer 
von remesas in deren Herkunftsge-
sellschaften. Durch neu geschaffene 
mobile Einheiten, die in regelmäßi-
gen Abständen in den Residenz-
schwerpunkten der Diaspora prä-
sent sind, erleichtern die zentral-
amerikanischen Konsulate die Ab-
wicklung der behördlichen Angele-
genheiten für die Migranten enorm.  
Bisher geht der weitaus größte Teil 
der remesas den Familien der An-
gehörigen im Herkunftsland zu. Ziel 
der Regierungen Zentralamerikas 
ist es nun, dieses ökonomische Po-
tenzial der Diaspora auch für die 
nationale Entwicklung nutzbarer zu 
machen. Dazu haben einige Länder 
bereits die nötigen institutionellen 
Voraussetzungen geschaffen: So 
hat etwa die salvadorianische Re-
gierung im Januar 2000 innerhalb 
des Außenministeriums die Direc-
ción General de Atención a la Co-
munidad en el Exterior (DGACE) 
gegründet. Diese Behörde koordi-
niert alle ministerialen Aktivitäten, 
die das departamento 15 betreffen. 
Sie stellt damit die offizielle Verbin-
dung der Regierung zur salvadoria-
nischen Diaspora im Ausland dar. 
Kernaktivität dieser Behörde ist ins-
besondere die Kontaktpflege zu den 
salvadorianischen Home Town As-
sociations in den USA. 
Die DGACE hat dazu bereits vor ei-
nigen Jahren ein Programm ins Le-
ben gerufen, in dessen Rahmen 
salvadorianische HTA aus den USA 
bei der nationalen Entwicklungs-
agentur FISDL (Fondo de Inversion 
Social para el Desarrollo Local de El 
Salvador) Ergänzungsfinanzierun-
gen zur Fertigstellung lokaler Ent-
wicklungsprojekte beantragen kön-
nen. Diese kollektiven remesas kön-
nen salvadorianische HTA seit 2000 
im Rahmen des Programms Unidos 
por la Solidaridad durch Mittel aus 
dem Staats- und Gemeindehaushalt 
aufstocken. Dazu müssen sie an 
Ausschreibungsrunden der FISDL 
teilnehmen, von denen bisher 16 
stattgefunden haben und bei denen 
die vielversprechendsten Projekte 
zur Kofinanzierung durch die 
Regierung ausgewählt werden.  
Im Durchschnitt haben sich salva-
dorianische HTA aus den USA an 
den von der FISDL durchgeführten 
Entwicklungsprojekten mit 16% be-
teiligt, während der Fond selbst 
65% der Mittel bereitstellte und die 
Bisher geht der 
weitaus größte 
Teil der remesas 
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bleibende Finanzierungslücke aus 
Gemeindemitteln gefüllt wird. In 
zwei Projekten in Usulután, die den 
finanziell größten Umfang hatten, 
steuerten salvadorianische HTA aus 
den USA sogar mehr als die Hälfte 
der Gesamtkosten bei.4  
Im regionalen Vergleich führend 
sind salvadorianische Behörden 
auch bei der Exportförderung für 
nostalgische Produkte. Dessen gro-
ßes, aber bisher unausgeschöpftes 
Potenzial versucht seit 2002 die 
vom salvadorianischen Wirt-
schaftsministerium gegründete El 
Salvador Trading Group auszubau-
en. Diese koppelt Hersteller nostal-
gischer Produkte aus El Salvador 
mit Verteilungsnetzwerken in den 
USA, um so eine stärkere Präsenz 
nationaler Produkte in den Resi-
denzschwerpunkten ihrer Migration 
zu erreichen (CEPAL 2003: 25). Fi-
nanzielle Unterstützung erhalten die 
Exporteure nostalgischer Produkte 
dabei durch das FOEX-Programm 
der salvadorianischen Regierung (El 
Fondo de Fomento a las Exportaci-
ones), das nicht nur Analysen für 
potenzielle Märkte in den USA er-
stellt, sondern ihnen auch den Zu-
gang zu Exportkrediten erleichtert. 
Ähnlich entwickelte Instrumente zur 
Exportförderung ließen sich für die 
anderen zentralamerikanischen 
Länder nicht ermitteln. 
Wirtschaftlicher Einfluss = 
politischer Einfluss? 
Das Werben der zentralamerikani-
schen Regierungen um ihre ökono-
mischen Potenziale weckt bei der 
Diaspora in den USA politische Be-
                                                     
4  Insgesamt hat die Eigenleistung der 
salvadorianischen HTA von etwa $2,7 
Mio. bis dato ergänzende Finan-
zierungen der FISDL in Höhe von 
$8,2 Mio. sowie weitere $3,5 Mio. aus 
Gemeindemitteln möglich gemacht 
(FISDL 2005). 
gehrlichkeiten. Ihrem wirtschaftli-
chen Potenzial entsprechend formu-
lieren zentralamerikanische HTA in 
den USA stärker als bisher Initiati-
ven und Anregungen für ihre besse-
re Inkorporierung in politische Ent-
scheidungsprozesse ihrer Heimat-
länder. Dazu gehört vor allem das 
Wahlrecht für die im Ausland leben-
den Zentralamerikaner. Da bisher 
Honduras, die Dominikanische Re-
publik und neuerdings auch Mexiko 
ihren Landsleuten diese Möglichkeit 
grundsätzlich, aber mit operativen 
Beschränkungen eingeräumt ha-
ben, sehen sich die Migranten aus 
Guatemala, El Salvador und Nicara-
gua in einem partizipatorischen 
Nachteil. Entsprechend baten Ver-
treter der salvadorianischen Migran-
ten bei einem Treffen mit einer Re-
gierungsdelegation in Los Angeles 
im November 2004 um eine Ände-
rung in der Wahlgesetzgebung, 
damit die Diaspora an den Präsi-
dentschaftswahlen 2009 teilnehmen 
könnte und regten gleichzeitig einen 
mit Stimmecht bedachten Ständi-
gen Vertreter für die Diaspora im 
Parlament des Landes an. Berufen 
konnten sie sich dabei auf die Er-
gebnisse einer nicht repräsentativen 
Umfrage im departamento 15, nach 
der 82% der befragten Salvadoria-
ner das Wahlrecht im Ausland als 
notwendig ansehen.5 Ähnliche For-
derungen erhebt das Comité Cívico 
Guatemalteco pro Voto en el 
Extranjero für die guatemaltekische 
Diaspora in den Vereinigten Staa-
ten. Obwohl die jeweilige Diaspora 
noch nicht mit Wahlrecht ausgestat-
tet ist, hat dieser Druck bereits zu 
einer Reihe von Wahlkampfreisen 
zentralamerikanischer Entschei-
                                                     
5  vgl. <www.departamento15.com/  
resultado s_sondeo_elvoto.htm>  
[07.06.2005]. 
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dungsträger in die Residenzschwer-
punkte zentralamerikanischer Ein-
wanderung in den USA geführt, 
jüngst etwa von der Kandidatin der 
FMLN für das Bürgermeisteramt 
San Salvadors, Violeta Menjívar (La 
Nación 01.12.2005). 
Die Regierungen El Salvadors und 
Guatemalas reagierten auf die An-
sprüche nach politischer Mitsprache 
ihrer Diaspora wohlwollend, zumin-
dest auf rhetorischer Ebene. Der 
guatemaltekische Präsident Alfonso 
Portillo machte seinen Landsleuten 
in den USA bereits im Juli 2001 ent-
sprechende Hoffnungen (La Prensa 
de Honduras 5.7.2001), und auch 
die salvadorianische Außenministe-
rin, María Brizuela de Ávila, sprach 
sich im November 2003 vor der 
Primera Convención de Comunida-
des de Salvadoreñas en el Exterior 
in Los Angeles für eine entspre-
chende Initiative aus. Bislang schei-
terte die Einführung des Wahlrechts 
für die in den USA lebenden Zent-
ralamerikaner aber an fehlenden 
Mehrheiten für die entsprechenden 
Änderungen an der Verfassung oder 
an der Wahlgesetzgebung. Die Er-
fahrungen mit dem Auslandswahl-
recht in Honduras haben zudem ge-
zeigt, dass die Forderungen der 
Vertreter der Migranten offenkundig 
nicht immer einhergehen mit einem 
wirklichen Interesse an politischer 
Beteiligung der Migranten selbst. So 
haben sich von den etwa eine Milli-
on Honduranern in den USA insge-
samt nur 12.500 bei den Konsula-
ten in das Wahlregister für die Prä-
sidentschaftswahlen am 27. No-
vember 2005 eintragen lassen (La 
Opinión Digital 27.9.2005). Das po-
litische Gewicht der im Ausland le-
benden Honduraner ist entspre-
chend gering. Viele ließen sich of-
fenkundig durch ihren problemati-
schen aufenthaltsrechtlichen Status 
abschrecken. Arístides Mejía, der 
Präsident des honduranischen Tri-
bunal Supremo Electoral führte die-
se Aufklärungslücke unter anderem 
auch auf die prekäre finanzielle Si-
tuation seiner Behörde zurück (La 
Opinión 16.7.2005). Möglicherweise 
sind honduranische Migranten in 
den USA auch nicht ausreichend or-
ganisiert, um einer entsprechenden 
Kampagne eine breitere Basis zu 
verschaffen. Die guatemaltekischen 
und salvadorianischen Migrantenor-
ganisationen scheinen in diesem 
Fall den besseren Boden für eine er-
folgreiche Inkorporierung der Dias-
pora in den politischen Prozess ihrer 
Herkunftsländern zu bieten. 
Schlussbemerkungen 
Das Zustandekommen des DR-
CAFTA hat gezeigt, dass der Ein-
fluss zentralamerikanischer Mi-
granten auf politische Entschei-
dungsprozesse nicht so stark aus-
geprägt ist, wie es sich einige ihrer 
Vertreter vielleicht wünschen. So 
konnten sie weder das Freihandels-
abkommen verhindern, noch bisher 
ihre Forderung nach dem Wahlrecht 
im Ausland durchsetzen. Die Mög-
lichkeiten zur Implementierung ih-
rer Anliegen sind begrenzt und äh-
neln (noch) jenen anderer Nichtre-
gierungsorganisationen, die im in-
ternationalen Bereich aktiv sind. 
Deutlich erkennbar aber ist ein 
Transformationsprozess, in dem 
sich zentralamerikanische Migran-
ten und deren Organisationen in 
den USA derzeit befinden. Er gibt 
ihnen qualitativ andere und zuneh-
mend effektivere Möglichkeiten der 
politischen Einflussnahme, auch 
wenn sich diese noch im Entwick-
lungsstadium befinden. 
Die zentralamerikanischen Regie-
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strengungen unternommen, um ih-
re Diaspora in den nationalen Auf-
bauprozess mit einzubinden, aber 
die Potenziale scheinen noch nicht 
ausgeschöpft. Da mit zunehmender 
Dauer die am längsten in den USA 
arbeitenden Kohorten von Zentral-
amerikanern in den kommenden 
Jahren verstärkt bestimmte Alters-
grenzen passieren, werden sie aus 
dem dortigen Arbeitsleben aus-
scheiden. Analog zu US-amerikani-
schen Senioren, die ihren Lebens-
abend an der honduranischen Kari-
bikküste verbringen, könnten auch 
die Zentralamerikaner stärker als 
bisher dazu ermuntert werden, die 
letzten Jahre ihres Lebens in ihren 
Herkunftsstaaten zu verbringen. 
Möglicherweise haben sie während 
ihrer Tätigkeiten in den USA sogar 
Ansprüche aus der US-Rentenkasse 
erworben, die – wie bei US-Bürgern 
auch – ins Ausland gezahlt werden 
dürfen. Die zentralamerikanischen 
Regierungen sollten sich daraus er-
gebende Möglichkeiten nicht unge-
prüft lassen. Aufgrund des vermut-
lich hohen illegalen Beschäftigungs-
anteils würde eine Rückkehr be-
stimmter zentralamerikanischer 
Kohorten, die keine Rentenansprü-
che an die US-Rentenkasse richten 
können, die Regierungen der Her-
kunftsländer vor erhebliche Heraus-
forderungen stellen. 
Obwohl der Weg der zentralameri-
kanischen Migranten in den USA zu 
einer politischen community noch 
weit zu sein scheint, werden sie zu-
nehmend als Determinante in der 
politischen Arena wahrgenommen. 
Ihre bislang fragmentierte Organi-
sationsstruktur hat in den letzten 
Jahren durch die Protestaktionen 
gegen das Freihandelsabkommen 
deutlich an Profil gewonnen. Das 
erhebliche Mobilisierungspotenzial, 
das die zentralamerikanischen 
Migranten in den USA besitzen, lie-
ße sich möglicherweise stärker in 
politische Erfolge ummünzen, wenn 
es auch bei anderen Themen ge-
länge, im Rahmen konzertierter Ak-
tionen in eine bestimmte Richtung 
zu handeln. Davon aber scheint 
man noch ein ganzes Stück ent-
fernt. 
Auch wenn die Möglichkeiten zur 
Implementierung politischer Forde-
rungen zentralamerikanischer Mi-
grantenorganisationen in den USA 
noch ausbaufähig sind, haben sie 
im Verlauf der DR-CAFTA-Verhand-
lungen doch eines erreicht: Das 
Freihandelsabkommen wird in der 
US-Öffentlichkeit nicht als einfaches 
Handelsabkommen betrachtet, son-
dern vielmehr als Bestandteil eines 
immer interdependenteren Bezie-
hungsgeflechts zwischen den USA 
und Zentralamerika gewertet, das 
neben kulturellen, finanz- und si-
cherheitspolitischen Aspekten auch 
das Entwicklungsgefälle zwischen 
Nord und Süd und dessen Ursachen 
einschließt. Die migratorische Kom-
ponente spielt dabei eine zentrale 
Rolle, sowohl für die USA als auch 
für Zentralamerika. Experten zwei-
feln kaum daran, dass DR-CAFTA 
an den strukturellen Gründen, die 
der zentralamerikanischen Migrati-
on nach Norden zugrunde liegen, 
ebenso wenig ändern wird wie das 
NAFTA-Abkommen im mexikani-
schen Fall. Freihandel per se ist kein 
Garant für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung. Umso wich-
tiger wird es in Zukunft sein, das 
Potenzial der zentralamerikanischen 
Migranten in den USA stärker als 
bisher in nationale Entwicklungspro-
zesse einzubinden. Sie stärker als 
Akteur wahrzunehmen und politi-
sche Entscheidungsstrukturen an 
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geänderte Machtverhältnisse anzu-
passen, scheint eine der wesentli-
chen Herausforderungen für die 
kommenden Jahre zu sein.  
Dazu bedarf es allerdings der Ent-
faltung mehr politischen Gewichts 
auf Seiten der Migranten-
organisationen. Sie müssten sich 
stärker als bisher organisieren und 
ihren Repräsentanten durch demo-
kratische Auswahlverfahren eine le-
gitimere Basis verschaffen. Folge 
wäre möglicherweise eine Art 
Schattenregierung einer im Ausland 
lebenden nationalen Minderheit, die 
aber über das ökonomische Poten-
zial verfügt, die Entwicklung des 
Herkunftslandes entscheidend mit 
zu prägen. Dieses Problem kann 
nur umgangen werden, wenn die 
Migranten, für die die Vertreter in 
den USA sprechen, mit einem 
Wahlrecht in ihren Herkunftsgesell-
schaften ausgestattet werden. 
Als institutionalisierte Netzwerke 
haben die Zentralamerikaner in den 
USA, analog etwa zur mexikani-
schen Migration, zur Bildung trans-
nationaler sozialer Räume beigetra-
gen, in denen politische Aushand-
lungsprozesse für traditionelle Ak-
teure immer weniger steuerbar ge-
worden sind. Die migratorische 
Entwicklung der letzten Jahre hat 
sowohl in den USA als auch in Zent-
ralamerika zu einer Verschiebung 
politischer Inhalte hin zu transnati-
onalen Themen geführt. Darüber 
hinaus haben sich auch die Spielre-
geln verändert, nach denen politi-
sche Entscheidungen ausgehandelt 
werden. Einem Problem auf natio-
naler Ebene mit einem Gesetz Herr 
werden zu wollen, scheint aufgrund 
der grenzübergreifenden Netzwerk-
bildung zwischen den USA und 
Zentralamerika nicht mehr vielver-
sprechend. Sollten die Wahlrechts-
anregungen der Diaspora den legis-
lativen Prozess in den zentralameri-
kanischen Ländern erfolgreich 
durchlaufen, hätte dies darüber 
hinaus auch Auswirkungen auf die 
institutionellen Rahmenbedingun-
gen der politischen Systeme selbst. 
Doch leider wissen wir darüber noch 
viel zu wenig. Die bestehende For-
schungslücke sollte dazu anregen, 
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